


rungsgewinne werden nunmehr pauschal mit 
25 Prozent zuzüglich Solidaritätszuschlag und 
gegebenenfalls Kirchensteuer besteuert. Die 
Abgeltungsteuer fällt nur an, wenn der Spa-
rerpauschbetrag von 801 Euro/1602 Euro (Le-
dige/Verheiratete) überschritten wird. Die Ab-
geltungsteuer wird direkt von den Banken, bei 
denen die Kapitalanlagen gehalten werden, 
einbehalten und an das Finanzamt abgeführt.

Nach dem neuen Erbschafts- und Schen-
kungssteuerrecht werden alle Vermögenswer-
te mit ihrem wirklichen Wert, dem so genann-
ten Verkehrswert, bewertet. Die Kernfamilie 
wird im Erbfall gegenüber den bisherigen Re-
gelungen begünstigt. So müssen Witwen, 
Witwer und Kinder keine Erbschaftssteuer auf 
ein geerbtes Haus oder eine Wohnung zahlen, 
solange sie diese mindestens zehn Jahre lang 
selbst nutzen. Für Kinder ist die Steuerbefrei-
ung zudem daran gebunden, dass die Wohn-
fläche 200 Quadratmeter nicht übersteigt. Für 
geerbtes sonstiges Vermögen wird Ehepart-
nern ein Freibetrag von 500.000 Euro und Kin-
dern in Höhe von 400.000 Euro eingeräumt.

Diana spendet auch 2009 Ihre Diätenerhöhung an 
soziale Einrichtungen. Die Januar-Spende ging  
an die Tee- und Wärmestube in Werder/Havel.

ten für das Kapital sichert. EU-Integration 
war auch - von Anfang an - ein Kampf um 
soziale Rechte; und es wurde hier eine 
Menge erreicht, was heute auch in allen 
Mitgliedsländern realisiert werden muss.  
• Und schließlich geht es darum den friedli-
chen Charakter der EU zu sichern und eine 
weitere Militarisierung zu verhindern. Nun ja-
gen wir Piraten im Golf von Aden, um Öltanker 
und Luxusliner zu sichern (für den Schutz von 
100.000 Kongolesen waren keine militärischen 
Einheiten der EU möglich). Sicher sind die Fra-
gen kompliziert und die Antworten schwierig, 
die mit unserem Engagement in der Welt ver-
bunden sind. Was bringt unsere Entwicklungs-
politik wirklich? Wo können wir helfen und wo 
schützen wir unsere wirtschaftlichen Interes-
sen? Afghanistan zeigt, dass zunehmende mi-
litärische Einsätze - „mit robusten Mandaten“ 
- nicht die Lösung sein können. 

Mit der Stärkung der LINKEN im Europa-
Parlament können wir diese Themen anpa-
cken und öffentlich diskutieren, und das nicht 
nur national, sondern länderübergreifend mit 
den LINKEN ganz Europas.

Mit dem Jahreswechsel traten neue Gesetze 
und Gesetzesänderungen in Kraft. So gilt seit 
dem 1. Januar der Einheitssatz für die gesetz-
liche Krankenversicherung in Höhe von 15,5 
Prozent. Bei einem Wechsel innerhalb der pri-
vaten Krankenversicherungen können ab 2009 
Altersrückstellungen mitgenommen werden. 
Bisher war das nicht möglich. Das monatliche 
Kindergeld wurde zu Jahresbeginn für die ers-
ten beiden Kinder um je zehn Euro pro Monat, 
für alle weiteren Kinder um je 16 Euro erhöht. 
Nicht davon profitieren Kinder, die in Hartz-IV-
Bedarfsgemeinschaften leben. Bei ihnen wird 
das Kindergeld weiterhin mit den Hartz-IV-
Leistungen verrechnet. Der steuerliche Frei-
betrag pro Kind ist von 3.648 Euro auf 3.840 
Euro angehoben worden. Zusammen mit dem 
Betreuungs- und Erziehungsfreibetrag gelten 
somit künftig Freibeträge für jedes Kind von 
insgesamt 6.024 Euro (bisher 5.808 Euro).

Nach dem Jahressteuergesetz 2009 kann 
Schulgeld für Privatschulen künftig bis zu 
5.000 Euro jährlich von der Steuer abgesetzt 
werden. Einkommensschwache Schüler ha-
ben jeweils zum Schuljahresbeginn bis zum 
Abschluss der 10. Jahrgangsstufe einen An-
spruch auf jeweils 100 Euro für Schulbedarf. 
Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung 
beträgt seit 1. Januar 2009 nur noch 2,8 Pro-
zent. Bislang waren es 3,3 Prozent.

Benachteiligte junge Arbeitslose haben seit 
Jahresanfang einen Rechtsanspruch, auf den 
nachträglichen Erwerb eines Hauptschulab-
schlusses vorbereitet zu werden.

Seit 1. Januar wird Biodiesel mit 18 Cent 
je Liter besteuert (bisher 15 Cent). Eben-
falls wurde die Abgeltungsteuer auf Kapital-
einkünfte eingeführt. Zinsen, Dividenden, 
Fondsausschüttungen oder Kurs- und Wäh-

Der europäische Integrationsprozess ist 
eine Realität des beginnenden 21. Jahrhun-
derts. Dies trotz aller Krisen, die mit Regel-
mäßigkeit die EU erschüttern, der vielen 
Differenzen und nationalstaatlichen Konkur-
renzkämpfe. Mit Euro-Zone und Schengen-
Land sind Realitäten entstanden, die wir zur 
Kenntnis nehmen müssen. Als LINKE verur-
teilen wir den technokratischen Ansatz der 
EU und sprechen uns gegen die neoliberalen 
Auswüchse der 1990er Jahre aus. Sicher, der 
Nationalstaat verschwindet nicht auf abseh-
bare Zeit, aber nationale Lösungen werden in 
Europa - trotz der aktuellen Versuchungen im 
Zuge der Finanzkrise - kaum die Zukunft sein. 
Deshalb muss sich DIE LINKE dem stellen und 
diesen Prozess in drei Richtungen ausbauen:  
• Es geht um mehr demokratische Teil-
habe in diesem an sich technokratischen 
Projekt. Wer sich je in diesem Förderd-
schungel eine Schneise geschlagen hat, der 
weiß ein Lied von Anträgen, Zwischenbe-
scheiden und Endabrechnungen zu singen.  
• Es geht um den Ausbau des sozialen 
Charakters der EU, die nicht nur Freihei-

Die Kanzlerin fordert, dass jetzt mehr Geld 
in den Westen fließen soll. Ja, es ist richtig: 
der Westen braucht mehr Investitionen in 
Schulen, Kindergärten, Universitäten und 
Krankenhäuser. Falsch ist es, den Osten jetzt 
hinten anzustellen. Die aktuelle Krise erfordert 
höhere Investitionen in Ost- und Westdeutsch-
land. Die Kanzlerin versucht im Westen auf 
Stimmenfang zu gehen und verliert den Osten 
dabei aus dem Blick. 

Das ist kein Beitrag zur Deutschen Einheit. 
Frau Merkel weiß genau, wie es um Ost-
deutschland bestellt ist. Sicherlich wurde viel 
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Geld in die Infrastruktur gesteckt, doch die Pro-
bleme verschärfen sich trotzdem. Eine aktuel-
le Studie von Pricewaterhouse-Coopers und 
des Hamburgischen Welt-Wirtschaftsinstituts 
(HWWI) prognostiziert, dass die Erwerbstäti-
genzahlen in den kommenden zehn Jahren in 
mehr als der Hälfte aller ostdeutschen Städte 
und Kreise sinken werden. Die Abwanderung 
von Hochqualifizierten in den Westen wird 
zunehmen. DIE LINKE fordert daher ein In-
vestitionsprogramm für das ganze Land. Geld 
muss dorthin fließen, wo es am dringendsten 
gebraucht wird. 


